









Entwurf

Zweites

Programm

zwischen

dem Ministerium für Gesundheit 

der Republik Bulgarien 

und 

dem Bundeministerium für Gesundheit und

Soziale Sicherung

der Bundesrepublik Deutschland

zur Durchführung des Abkommens vom 1. August 2002

über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens

und der medizinischen Wissenschaft

Das Ministerium für Gesundheit 

der Republik Bulgarien 

und

das Bundeministerium für Gesundheit und

Soziale Sicherung

der Bundesrepublik Deutschland

auf der Grundlage von Artikel 4 des am 1. August 2002 von dem Ministerium für Gesundheit der Republik Bulgarien und dem Bundeministerium für Gesundheit der Bundesrepublik Deutschland unterzeichneten Abkommens über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens und der medizinischen Wissenschaft, im Folgenden als “Abkommen” bezeichnet,

in dem Wunsch, den Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des Gesundheitswesens zwischen den Vertragsparteien zu vertiefen,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

  (1) Die Vertragsparteien vereibaren, vorrangig auf folgenden Gebieten zusammenzuarbeiten:

· Reform der Strukturen des Gesundheitswesens (Finanzierung,

Qualitätssicherung, Investitionsplanung)

· Drogen- und Suchtkrankheiten (Prävention),

· (sexuell) übertragbare Krankheiten – einschließlich HIV/AIDS und TBC (Prävention),

· Psychiatrie,

· Telematik im  Gesundheitswesen,

· Transplantationsmedizin.

(2) Dieses Programm schließt zusätzliche Initiativen auf Grund gegenseitiger Absprache nicht aus.

(3) Schwerpunkt dieses Programms ist der Austausch von Ärzten (einschließlich Zahnärzten), Wissenschaftlern und anderen Fachleuten (Experten) zum Studium von aktuellen Fragen der Wissenschaft und Praxis des öffentlichen Gesundheitswesens, der Medizin (einschließlich Zahnmedizin) und der Pharmazie.

(4) Zur Durchführung dieses Programms tauschen die Vertragsparteien gegenseitig Fachleute und Delegationen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens und der medizinischen Wissenschaft im Umfang von bis zu 20 Personenwochen pro Jahr aus.

(5) Die entsendende Vertragspartei übermittelt der aufnehmenden Vertragspartei möglichst einen Monat vor Beginn des Aufenhalts eine Übersicht über die Personalien, den beruflichen Bildungsgang, das Tätigkeitsfeld, das vorgesehene  Studienprogramm sowie die Fremdsprachenkenntnisse des Experten, dessen Entsendung beabsichtigt ist.

(6) Darüber hinaus kann die Teilnahme an Fachkoferenzen oder ein Informations- oder Studienaufenthalt weiterer Experten auf eigene Kosten vereinbart werden. Um diese Maßnahmen zu erleichtern, leistet die empfangende Vertragspartei nach Möglichkeit die nötige Unterstützung.

Artikel 2

Nach den Bedürfnissen und Möglichkeiten fördern die Vertragsparteien den Austausch von:

a) technischen Dokumenten, Zeitschriften und Büchern der medizinischen und pharmakologischen Fachliteratur;

b) auf dem Gebiet des des öffentlichen Gesundheitswesens veröffentlichten Gesetzen und Verordnungen;

c) Informationen über die von einer Vertragspartei veranstalteten wissenschaftlichen Tagungen.

Artikel 3

Bei der Durchführung dieses Programms werden die Maßnahmen gemäß Artikel 5 des Abkommens finanziert.

Artikel 4

Personen die im Rahmen dieses Programms an einem Austausch teilnehmen, erhalten von der aufnehmenden Vertragspartei medizinische Betreuung im Zusammenhang mit einem Unfall oder einer plötzlichen Krankheit (mit Ausnahme von Zahnersatz), die unverzüglich medizinische Hilfe erfordert, im Rahmen einer vorher abzuschließenden Krankenversicherung.

Artikel 5

Bei der Durchführung der in diesem Programm festgelegten Maßnahmen werden jeweils die in dem betreffenden Staat geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften angewandt.

Artikel 6

Dieses Programm tritt am Tage seiner Unterzeichnung in Kraft; es gilt für drei Jahre.

Geschehen zu ................am .................... in zwei Urschriften, jede in bulgarischer und deutscher Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Für das Ministerium für Gesundheit

Für das Bundesministerium für

der Republik Bulgarien 
Gesundheit und Soziale Sicherung

    der Bundesrepublik Deutschland
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